
2. Ist diese Bestimmung (der genannte Art. 23) in Verbindung
mit Art. 3 der Richtlinie 2003/55/EG (der vorsieht, dass die
Mitgliedstaaten den im Gassektor tätigen Unternehmen im
allgemeinen wirtschaftlichen Interesse Verpflichtungen aufer-
legen können, die sich — soweit hier relevant — auf den
Preis der Versorgung beziehen können) dahin auszulegen,
dass die genannten Gemeinschaftsbestimmungen einer natio-
nalen Vorschrift nicht entgegenstehen, die unter Berücksichti-
gung der besonderen Marktsituation — die dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass, zumindest auf der Großhandelsebene, noch
keine Bedingungen „effektiven Wettbewerbs“ gegeben sind —

die Bestimmung des Referenzpreises für Erdgas — der zwin-
gend in den geschäftlichen Angeboten, die die einzelnen Ver-
käufer ihren Privatkunden im Bereich des Universaldienstes
unterbreiten, anzugeben ist — auf dem Verwaltungsweg
zulässt, während alle Kunden als „frei“ anzusehen sind?

(1) ABl. L 176, S. 57.
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Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass das Königreich Schweden gegen seine Ver-
pflichtungen aus der Richtlinie 2003/54/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 über
gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG (1) verstoßen
hat, indem es weder die geeigneten Maßnahmen getroffen
hat, um die verlangte funktionelle Entflechtung der Verteiler-
und Erzeugerinteressen in einem vertikal integrierten Unter-
nehmen gemäß Art. 15 Abs. 2 Buchst. b und c der Richtlinie
sicherzustellen, noch den Regulierungsbehörden gemäß
Art. 23 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie die Aufgabe zugewie-
sen hat, zumindest die Methoden im Voraus zu genehmigen,

die zur Bestimmung oder Festsetzung der Bedingungen für
den Zugang zum nationalen Netz einschließlich der Tarife
für die Übertragung und Verteilung angewandt werden;

— dem Königreich Schweden die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Schweden habe sich zur Begründung seiner Behauptung, dass
Art. 15 Abs. 2 Buchst. b und c in schwedisches Recht umgesetzt
worden sei, auf verschiedene Bestimmungen des Elektrizitätsge-
setzes berufen, die u. a. eine getrennte Rechnungslegung für den
Netzbetrieb (Verteilungstätigkeit) und eine besondere Kontrolle
dieser getrennten Rechnungslegung durch die Buchprüfer des
Netzunternehmens verlangten. Schweden habe weiter vorgetra-
gen, dass Kosten, die ein Netzunternehmen gemeinsam mit
einem anderen Unternehmen zu tragen habe, nur insoweit als
Kosten des Netzunternehmens zu verbuchen seien, als sie sich
auf das Netzunternehmen bezögen. Außerdem sei das Netzun-
ternehmen verpflichtet einen Kontrollplan aufzustellen und des-
sen Einhaltung sicherzustellen.

Die Kommission hält dem entgegen, dass die eindeutigen Anfor-
derungen an die Organisation der Leitungsstrukturen gemäß
Art. 15 Abs. 2 Buchst. b und c nicht durch allgemeine Vor-
schriften z. B. über getrennte Verbuchung der Kosten oder allge-
mein geltende Sanktionsvorschriften erfüllt werden könnten.

Schweden sei der Ansicht, dass die Anforderungen an die funk-
tionelle Entflechtung auch durch die allgemeinen gesellschafts-
rechtlichen Vorschriften im Gesetz über Aktiengesellschaften
erfüllt werden könnten, wonach die Muttergesellschaft und die
Tochtergesellschaft zwei getrennte juristische Personen und
Rechtsobjekte seien.

Die Kommission meint, dass die Muttergesellschaft als Mehr-
heitseignerin einen bestimmenden Einfluss auf ihr oder ihre
Tochterunternehmen ausübe, da über bestimmte bedeutsame
Fragen nur die Aktionäre entscheiden könnten. Ein Übertra-
gungsunternehmen und seine Geschäftsführung könnten daher
nie allein auf Grund des allgemeinen Gesellschaftsrechts von sei-
nen Mehrheitsaktionären unabhängig sein. Ebenso wenig wür-
den die Anforderungen an eine unabhängige Leitungsstruktur
dadurch erfüllt, dass ein integriertes Unternehmen die Vorschrif-
ten des Gesetzes über Aktiengesellschaften betreffend die Buch-
prüfung und die Grenzen der Wertübertragung einhalte. Eine
ordnungsgemäße Umsetzung des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b und
c in nationales Recht setze voraus, dass es zwingende Vorschrif-
ten gebe, die die Bedingungen in dieser Vorschrift klar wider-
spiegelten, nämlich die Garantie, dass die Leitung des Übertra-
gungsunternehmens selbständig und unabhängig vom integrier-
ten Elektrizitätsunternehmen handeln könne, soweit es um die
Übertragung und die Vermögenswerte gehe, die erforderlich
seien, um die Wartung, den Betrieb oder den Ausbau des Netzes
sicherzustellen. Diese Anforderungen erfüllten die Vorschriften
im Gesetz über Aktiengesellschaften nicht.
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Wie sich aus dem Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Buchst. a der
Richtlinie ergebe, werde dort ein System der vorherigen Geneh-
migung der Netztarife oder jedenfalls der Methode für deren
Berechnung verlangt. Schweden habe ausdrücklich erklärt, dass
die derzeitige schwedische Regelung für die Berechnung der
Netztarife sowie die Kriterien, die die Netztarife erfüllen müss-
ten, auf einem System der nachträglichen Kontrolle aufbaue,
dass aber eine Untersuchung im Gange sei, ob ein neues System
einer vorherigen Genehmigung eingeführt werden solle, und
dass dem Reichstag im Juni 2008 ein entsprechender Vorschlag
vorgelegt werden könne.

Auf Grund dieser Umstände ist die Kommission der Auffassung,
dass Schweden die Richtlinie 2003/54/EG, insbesondere deren
Art. 15 Abs. 2 Buchst. b und c und Art. 23 Abs. 2 Buchst. a,
nicht ordnungsgemäß in sein nationales Recht umgesetzt habe.

(1) ABl. L 27, S. 20.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal administratif du
Grand-Duché de Luxembourg eingereicht am 26. Juni 2008
— Miloud Rimoumi und Gabrielle Suzanne Marie Prick/

Ministre des affaires étrangères et de l'immigration
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(2008/C 236/11)
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Vorlegendes Gericht

Tribunal administratif du Grand-Duché de Luxembourg

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Miloud Rimoumi und Gabrielle Suzanne Marie Prick

Beklagter: Ministre des affaires étrangères et de l'immigration

Vorlagefrage

Sind Art. 2 Abs. 2 Buchst. a, Art. 3 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 2
der Richtlinie 2004/38/EG zur Änderung der Verordnung

(EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG,
75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und
93/96/EWG (1) dahin auszulegen, dass sie nur Familienangehö-
rige erfassen, die diesen Status vor dem Zeitpunkt erlangt haben,
zu dem der Unionsbürger, den sie zu begleiten oder dem sie
nachzuziehen beabsichtigen, sein ihm in Art. 39 EG verliehenes
Recht auf Freizügigkeit ausgeübt hat, oder dass im Gegenteil
jeder Unionsbürger, der sein Recht auf Freizügigkeit ausübt und
sich in einem anderen Mitgliedstaat als dem, dessen Staatsanghö-
rigkeit er besitzt, niedergelassen hat, das Recht hat, einen Fami-
lienangehörigen nachziehen zu lassen, ohne dass letzterer einer
Voraussetzung hinsichtlich des Zeitpunkts des Erwerbs dieses
Status unterworfen ist?

(1) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG
(ABl. L 158, S. 77).

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation
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Moteurs Leroy Somer/Société Dalkia France, Société Ace

Europe
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